
Magistratische Verordnung.
Nachdem sich mehrfälti 'g gezeigt hat , daß Ge¬

sellen die Berichtigung ihrer Auflagen an die Ge¬
sellenlade unter allerlei Vorwänden unterlassen oder
gar verweigern , wodurch die Gesellenlade in Be¬
streitung ihrer Kranken - Verpflegskoften in das
Stocken gerathen , so wird zur Vermeidung dieser
Unzukömmlichkeiten allgemein verordnet : daß von
nun an sämmtliche Arbeitsgeber für die genaue
Einzahlung der Auflagen der bei ihnen in Arbeit
stehenden Gesellen zu haften haben . In dieser Be¬
ziehung haben die Arbeitsgeber sich zur jedesma¬
ligen Verfallszeit der Auflagen von der geschehe¬
nen Berichtigung derselben von Seite der Gesellen
die Ueberzeugung zu verschaffen , im entgegengesetz¬
ten Falle die Rückstände sogleich von dem verdien¬
ten Lohne abzuziehen , und an den zur Einsammlung
dieser Beträge bestimmten Ansagemeister oder aber an
die Gesellenlade selbst abzuführen , indem von nun an
alle derlei Gesellen -Auflagen -Rückstände unmittelbar
von den Arbeitsgebern abgefordert , und nötigenfalls
im Wege der Erecution eingehoben werden würden.

Dem Vorstande der Gesellenlade wird dießfalls
aufgetragen , unter eigener Haftung über die richtige
Einzahlung der gedachten Gebühren zu wachen , die
geschehenen Zahlungen durch Quittungen oder Ein¬
tragung im Zahlungsbüchel zu bestätigen , die allen¬
falls entstehenden Auflagen -Rückstände aber sogleich
nach Verfallszeit von den Arbeitsgebern einzuheben,
oder im Weigerungsfälle hierher anzuzeigen.

Von dem Magistrate
der Haupt - und Residenzstadt Wien

am 5 . November 1835.



Die gehörige Einhebung der Gesellen -Auflagen
betreffend , wird sämmtlichen Jnnungsgliedern die
von dem löblichen Magistrate unterm 5 . Novem¬
ber 1835 erlassene Verordnung zur Kenntniß und
Befolgung neuerlich Ln Erinnerung gebracht.

Nr . 7048.

Es ist ein allgemeines Zusammenwirken dringend
nothwendig , damit die Aussagen - Gebühren richtig be¬

izählt werden , indem das Tischler -Mittel an das k. k. all¬
gemeine Krankenhaus für das Jahre 1859 für die Kranken
pflege den Pauschalbetrag von 12,500 ss. Oefterr . Währ,
wovon für die Gesellen 9375 ss. und auf die Meister
für die Lehrjungen 3125 fl . entfallen , zu entrichten hat
und für die richtige Bezahlung haften muß.

Insbesondere wird bemerkt , daß jene Arbeitsgeber,
welche außer den Linien wohnen und zur Wiener - In¬
nung gehören , verpflichtet sind , für ihre Gesellen alle
vier Wochen zur Umfrage die Gesellen -Auflagen in der
Innungs -Kanzlei den Ansagmeistern zu entrichten oder
durch ihren Altgesellen zu übersenden , und zwar sammt
den Auflagebücheln , wo sie dann die Bezeichnung in den
Bücheln und die Quittungen für die bezahlten Aufla¬
gen erhalten werden ; auch hat ein jeder Geselle seinen
Namen eigenhändig in die Quittung zu schreiben wie
sie sonst bei nöthiger Vorweisung nicht als sein Eigen¬
thum erkannt werden würde.
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